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Mandanteninformation für Steuerrecht Privatvermögen De-
zember 2022 
 
1. Kind in Facharztausbildung: Kein Anspruch auf Kindergeld 

Beginnt das Kind nach dem Medizinstudium ein Dienstverhältnis an einer Klinik zur Erlangung 
der Facharztqualifikation, entfällt der Kindergeldanspruch mangels einer Berufsausbildung. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn der Erwerbscharakter und nicht der Ausbildungscharakter 
im Vordergrund steht. 
Hintergrund 

Mutter M bezog zunächst laufend Kindergeld für ihre Tochter X. Diese legte im Dezember 2020 die 
Abschlussprüfung in ihrem Medizinstudium ab und begann zum 1.1.2021 ihre mindestens 60 Monate 
umfassende Vorbereitungszeit zur Erlangung der Qualifikation als Fachärztin. Das hierzu mit einer Kli-
nik abgeschlossene Dienstverhältnis umfasste eine regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 42 
Stunden. 

Die Familienkasse hob die Kindergeldfestsetzung ab April 2021 mit der Begründung auf, X habe sich 
nicht mehr in einer berücksichtigungsfähigen Ausbildung befunden. 

Dem folgte das Finanzgericht und wies die Klage ab. Die Facharztausbildung habe nicht im Rahmen 
einer berücksichtigungsfähigen (einheitlichen) Erstausbildung stattgefunden, sondern sei berufsbeglei-
tend als Weiterbildung (Zweitausbildung) durchgeführt worden. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies die Revision als unbegründet zurück. Es fehlt am Vorliegen einer Ausbil-
dung. 

Werden Ausbildungsmaßnahmen (wie hier) innerhalb eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses durchge-
führt, liegen die Voraussetzungen einer Berufsausbildung nur vor, wenn die Erlangung beruflicher 
Qualifikationen, d. h. der Ausbildungscharakter, und nicht die Erbringung bezahlter Arbeitsleistungen, 
d. h. der Erwerbscharakter, im Vordergrund steht. Kurse oder Lehrgänge, die an sich als Berufsausbil-
dung zu betrachten wären, führen daher nicht zur kindergeldrechtlichen Berücksichtigung, wenn sie im 
Rahmen eines Erwerbsverhältnisses absolviert werden und bei einer Gesamtbetrachtung der Erwerb-
scharakter überwiegt. 
Bei der Beurteilung, ob der Ausbildungs- oder der Erwerbscharakter im Vordergrund steht, kommt es – 
trotz der allgemeinen Geltung des Monatsprinzips – nicht darauf an, ob im einzelnen Monat die Ausbil-
dungsmaßnahmen oder die Erwerbstätigkeit im Vordergrund steht. Vielmehr sind solche Arbeits- und 
Dienstverhältnisse als Einheit zu betrachten und daraufhin zu untersuchen, ob "insgesamt" der Ausbil-
dungscharakter und nicht die Erbringung bezahlter Arbeitsleistungen (d. h. der Erwerbscharakter) im 
Vordergrund steht. 

X hat im Rahmen ihrer Tätigkeit bereits ihre Qualifikation als Ärztin eingesetzt. Der Erwerbscharakter 
stand im Vordergrund. Denn die reinen Ausbildungsinhalte bestanden lediglich aus einem mindestens 
einmal jährlich durchgeführten Gespräch mit dem anleitenden Arzt sowie aus 80 Stunden Weiterbil-
dung während der gesamten 60-monatigen Facharztausbildung. Die Facharztqualifikation wird somit 
ganz überwiegend aufgrund der praktischen Erfahrung aus der ärztlichen Tätigkeit und nur in geringe-
rem Umfang aus der Vermittlung von theoretischem Wissen und Methodenkompetenz erworben. Nach 
den Feststellungen des FG schuldete X somit X schwerpunktmäßig ihrem Arbeitgeber ihre ärztliche 
Tätigkeit nach dessen Weisung. Danach und nicht auf die Teilnahme an einer Berufsausbildungsmaß-
nahme war ihre Vergütung ausgerichtet. 

Da somit wegen des Erwerbscharakters schon der weite Ausbildungsbegriff des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 
2 Buchst. a EStG nicht erfüllt war, konnte für den Bundesfinanzhof offenbleiben, ob es sich im Rahmen 
des engeren Ausbildungsbegriffes des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG um eine Erst- oder Zweitausbildung 
handelte. Es kommt deshalb nicht darauf an, ob X eine langfristige Bindung an den Arbeitgeber einge-
gangen ist und welchen Umfang die wöchentliche Arbeitszeit hatte. Auch spielt das Berufsziel der X 
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bei der Abwägung zwischen den Ausbildungs- und den Erwerbsanteilen ihres Dienstverhältnisses kei-
ne Rolle. 

2. Überwiegender Aufenthalt in China ohne Familie: unbeschränkte Steuerpflicht ja oder nein? 

Art. 4 Abs. 1 DBA-China definiert die Voraussetzungen der Ansässigkeit nicht abkommensau-
tonom, sondern durch ausdrückliche Anknüpfung an das innerstaatliche Recht des jeweiligen 
Vertragsstaats. 
Hintergrund 

Der Kläger ist gebürtiger Chinese und hat mit seiner in Deutschland geheirateten Ehefrau ein gemein-
sames Kind. Die beiden Eheleute haben gemeinsam ein Grundstück in Deutschland erworben, in dem 
die Ehefrau mit dem Kind lebt. Der Kläger hat die Baukosten für das Gebäude allein getragen. 
Der Kläger hat auch in China ein Grundstück und betreibt dort umfangreiche Investitionen in chinesi-
sche Kapitalgesellschaften, die zu hohen Gewinnausschüttungen in den Streitjahren geführt haben. 
Der Kläger behauptet, seinen Wohnsitz ausschließlich in China zu haben, sodass sich keine Steuer-
pflicht der Dividenden in Deutschland ergäbe. 
Entscheidung 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Der Kläger ist in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig und muss 
daher die Dividenden im Inland versteuern. Er hat eine Wohnung in Deutschland inne, die nach objek-
tiven Maßstäben dauerhaft genutzt und beibehalten wird; aus den Unterlagen ergibt sich eine Nutzung 
an mehr als 90 Tagen pro Jahr. Sein Wille, an diesem Platz keinen Wohnsitz zu begründen, ist irrele-
vant; maßgeblich sind allein die tatsächlichen Lebensverhältnisse. 

Das DBA-China weist ebenfalls Deutschland das Besteuerungsrecht zu, da es gem. Art. 4 Abs. 1 DBA-
China keine eigenständige Definition der Ansässigkeit vornimmt, sondern an das innerstaatliche Recht 
– hier von Deutschland – anknüpft. In China dagegen ist der Kläger nicht unbeschränkt steuerpflichtig. 
Die Prüfung von Art. 4 Abs. 2 DBA-China (tie-breaker-rule) ist somit nicht mehr notwendig, da der Klä-
ger bereits nach Art. 4 Abs. 1 DBA-China nur in einem Vertragsstaat (hier Deutschland) ansässig ist. 


